


Energiepolitik: Klare 
V I 

Absage an Kohle 
500 neue Arbeitsplätze 

1 

sollen entstehen 
B Schon vor der Vorstel- von Gutachtern ein Zukunfts Schon vor der Wahl hatte gründen und nicht, wie von der 

lung des Vertrags war konzept „Klimaverträglichi sich die SPD für eine ak- Verwaltungsspitze geplant, ei- 
durchgesickert, dass er Energieerzeugung und Ver- tive Arbeitsmarktpolitik ne reine Wirtschaftsförde- 

eine klare Absage an Kohle sorgung" entwickeln und sich der Stadt sowie für ein neues rungsgesellschaft als Nach- 
enthält. Wörtlich heißt es: „In dabei an das vom Rat im Mai Dezernat für Arbeit und Wirt- folgeorganisation für das 
Kiel wird kein neues Kohle- beschlossene Konzept anleh- schaft stark gemacht. Beide Technologiebündnis KS.R.N. 
kraftwerk gebaut". Unter nen. Die Marschrichtung: Hin Punkte finden sich im Vertrag Bei der Daseinsvorsorge wie 
dem Kapitel ,,Klima- zu einer dezentralen Energie- wieder: Das Dezernat soll bei Energie, Wärme, Wasser und 
schutzstadt Kiel" wird be- erzeugung. Zu den Anforde- Beschränkung auf die bisheri- Verkehr setzen beide auf die 
tont, dass wegen des Klima- rungen an das Konzept gehö- ge Dezernatszahl ebenso ent- Kommunalwirtschaft: Wört- 
wandels und bei Erreichung ren danach Potenzialuntersu- stehen wie 500 neue Arbeits- lich heißt es, die 49-Prozent- 
der nationalen Klima- chungen unter anderem zu plätzedurchdieUmwandlung Anteile an der Kieler Ver- 
schutzziele, bis 2020 den Aus- Energieeinsparungen, Ar- der Kosten der Unterkunft für kehrsgesellschaft werden zu- 
stoß von C02 um 40 Prozent beitsplatzeffekte, Nutzung Langzeitarbeitslose. Zudem rückgekauft. Der Rückkauf 
zu verringern, sich beide Ko- erneuerbarer Energien und ist ein Fonds für innovative von 51 Prozent Anteilen an den 
operationspartner einig wa- Erhalt einer angemessenen Beschäftigungsförderung ge- Stadtwerken wirdgeprüft. Bei 
ren, dass man aus der Jneffi- Dividende der Stadtwerke. plant. der Stadtentwässerung soll es 
zienten Kohleverbrennung" Sowohl für Privatkunden als Die neuen Partner wollen ei- keine gesonderte Betriebsfüh- 
aussteigen muss. Die Stadt auch Firmen müssten Ener- ne Regionalentwicklungsge- rungsgesellschaft mehr mit ei- 
soll jetzt mit Unterstützung giepreise bezahlbar bleiben. sellschaft mit den Nachbarn nem privaten Partner geben. 

Vorrang für die 
StadtRegionalBahn 

Auf dem Weg zu einer 
modernen Stadt 

Der Vertrag räumt der 
umstrittenen StadtRe- 
gionalBahn Vorrang ein: 

SPD und Grüne wollen das 
350-Millionen-Euro-Projekt 
in das erste Arbeitsprogramm 
des Verkehrsentwicklungs- 
plans aufnehmen. Doch bevor 
die Bahn auf die Schienen 
kommen soll, zählen beide 
Parteien eine Finanzierungs- 
vereinbarung zwischen Kiel 
und den Kreisen Plön und 
Rendsburg/Eckernförde so- 
wie mit privaten Partnern zu 
den vordringlichen Aufgaben. 
Zu denen gehört auch der 
„verpflichtende Eintritt von 

Bund und Land". 
Die ehemaligen Bahnhalte- 

punkte in Russee, Elmschen- 
hagen und Kroog sollen dabei 
„vorrangigu wieder eröffnet, 
die Kieler Verkehrsgesell- 
schaft in die Betreibergesell- 
schaft der StadtRegional- 
Bahn einbezogen werden. Für 
die ebenfalls umstrittene An- 
schlussstelle Uhlenkrog und 
die Bereichsplanung Hassee 
versprechen beide Parteien 
ein Beteiligungsverfahren der 
Bevölkerung mit externen 
Moderatoren wie auch Ein- 
wohnerparkzonen im Saar- 
viertel. 

Unter dem Kapitel 
„Kreative Stadt" heißt 
es, dass man den Weg 

verfolgen wolle, Kiel zu einer 
modernen europäischen Stadt 
am Wasser zu entwickeln. An 
das Projekt Mega-Jachthafen 
knüpfen SPD und Grüne Be- 
dingungen: ,, Wir werden nur 
unter der Voraussetzung einer 
vollständigen Zugänglichkeit 
für die Öffentlichkeit, seiner 
sozialen Verträglichkeit und 
einer baulich attraktiven Lö- 
sung zustimmen. " 

Aufwertung des Altstadtin- 
sel und Stärkung der Innen-' 
stadt werden ebenfalls als 

Eckpunkte aufgeführt. „Für 
die Entwicklung des Einzel- 
handels sind Konzepte für 
Einkaufszentren wie die Rat- 
haus Galerie und im Bereich 
der Altstadt voranzubrin- 
gen", steht im Vertrag. 'Münd- 
lich erläuterten , die beiden 
Parteien gestern, für die Rat- 
haus Galerie aber einen Be- 
bauungsplan aufstellen zu 
lassen, der vermutlich etwa 
ein Jahr dauere. Der Alte 
Markt soll durch Rückbau von 
Pavillons wieder zu einem 
Platz werden, die Altstadt von 
parkenden Autos weitgehend 
befreit werden. 
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